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1834/2020
Gesetz 

zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit im Badewesen und zur Anpassung 
weiterer Vorschriften
Vom 22. Juni 2020

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Gesetz 

zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit im Badewesen (Badesicherheitsgesetz)

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2011-3

§ 1

(1) Personen, die eine Badestelle einrichten oder 
betreiben (Betreiberinnen und Betreiber), insbeson-
dere Gemeinden oder Ämter, die einen bestimmten 
Teil des Meeresstrandes für den Badebetrieb nutzen 
(Sondernutzung nach § 34 Absatz 1 Satz 1 des Lan-
desnaturschutzgesetzes), haben die erforderlichen 
Sicherungs- und Rettungsvorkehrungen zu treffen. 
Eine Badestelle richtet ein, wer durch Schaffung oder 
Unterhaltung von Badeinfrastruktur den Badeverkehr 
eröffnet. Zur Badeinfrastruktur gehören insbesondere 
Stege, Badeinseln, Rutschen und am Uferbereich her-
gerichtete Liegeflächen. Eine Badestelle betreibt, wer 
den angrenzenden Uferabschnitt in eigener Verant-
wortung und auf eigene Rechnung in einem über den 
Gemeingebrauch hinausgehenden Umfang unterhält, 
dies ist in der Regel die Eigentümerin oder der Eigen-
tümer oder die Pächterin oder der Pächter.

(2) Zu den erforderlichen Sicherungs- und Rettungs-
vorkehrungen kann eine Badeaufsicht durch geeigne-
tes Aufsichtspersonal gehören. Eine Badeaufsicht ist 
jedenfalls dann erforderlich, wenn für die Nutzung der 
Badestelle ein Entgelt erhoben wird oder von der Bade-
stelle für die Badenden unvorhersehbare oder atypische 
Gefahren ausgehen oder im Falle einer Sondernutzung 
nach § 34 Absatz 1 Satz 1 Landesnaturschutzgesetz 
bei regem Badebetrieb. Daneben kann sich aus den 
Verkehrssicherungspflichten das Erfordernis weiterer 
Sicherungs- und Rettungsvorkehrungen ergeben. Wird 
eine Badestelle ohne Badeaufsicht betrieben, hat die 
Betreiberin oder der Betreiber das Fehlen der Badeauf-
sicht deutlich sichtbar kenntlich zu machen.

§ 2

An Badestellen, die nicht nach § 1 eingerichtet sind 
oder betrieben werden, kann der Inhaberin oder dem 
Inhaber werbender Veranstaltungen auferlegt wer-
den, die erforderlichen Sicherungs- und Rettungs-
vorkehrungen zu treffen. Werbende Veranstaltungen 
sind Einrichtungen in der Nähe einer Badestelle, die 
überwiegend von Besucherinnen und Besuchern der 
Badestelle in Anspruch genommen werden, insbe-
sondere Strandlokale, Zelt- und Campingplätze, Ki-
oske, Strandkorbvermietungen.

§ 3

An sonstigen Badestellen mit regem Badebetrieb sollen 
die zuständigen Behörden der Badesicherheit dienende 
Hinweistafeln und -zeichen aufstellen und besondere 
Gefahrenquellen kennzeichnen. Soweit es zur Abwehr 
von Gefahren für Leib und Leben erforderlich ist, kön-
nen sie den Badebetrieb einschränken oder untersagen.

§ 4

Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Verord-
nung nähere Regelungen zu treffen über 

1.	den Umfang der Badeaufsicht,

2.	die Anforderungen an die Aufsichtspersonen,

3.	die erforderlichen Sicherungs- und Rettungsvor-
kehrungen, insbesondere Wachgebäude, Wach-
türme, Rettungsboote, die Aufstellung von Warn- 
und Hinweistafeln oder -zeichen und die zur Ers-
ten Hilfe erforderlichen Geräte und Materialien,

4.	Kennzeichnung der Badestellen und

5.	die Überprüfung der Sicherungs- und Rettungs-
vorkehrungen.

In der Verordnung ist auch zu bestimmen, welche 
Behörden für die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit an Badestellen und die Überprüfung der Si-
cherungs- und Rettungsvorkehrungen zuständig sind.

Artikel 2 
Änderung des Landeswassergesetzes1)

Das Landeswassergesetz vom 13. November 2019 
(GVOBI. Schl.-H. S. 425) wird wie folgt geändert:

§ 18 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

Nach der Angabe „§ 25 WHG“ werden die Worte 
„auf eigene Gefahr“ eingefügt.

Artikel 3 
Gesetz 

zur Aufhebung des Artikels 2 des Gesetzes 
zur Anpassung des Landschaftspflegegesetzes 

und anderer Rechtsvorschriften
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 791-7

Artikel 2 des Gesetzes zur Anpassung des Land-
schaftspflegegesetzes und anderer Rechtsvorschriften 
vom 19. November 1982 (GVOBI. Schl.-H. S. 256)2) 
wird aufgehoben.

1)	 Ändert Ges. vom 13. November 2019, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 753-8

2)	 Aufhebung Artikel 2 Ges. vom 19. November 1982, 
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 791-5
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Artikel 4 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 22. Juni 2020
 D a n i e l  G ü n t h e r

Ministerpräsident

	 D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k	 J a n  P h i l i p p  A l b r e c h t
	 Ministerin 	 Minister
	 für Inneres, ländliche Räume, Integration	 für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt,
	 und Gleichstellung	 Natur und Digitalisierung

Hinweis der Schriftleitung:

Unverzügliche Bekanntmachung der nachstehenden Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 
Satz 2 und 3 i.V.m. § 60 Absatz 1 LVwG

Die Ersatzverkündung dieser Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 Satz 1 LVwG ist am 12. Juni 2020 
durch Veröffentlichung auf der Webseite der Landesregierung durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Jugend, Familie und Senioren unter https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/Erlasse/
Verordnung_Reiserueckkehrer.html erfolgt.

Landesverordnung  
zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung des Coronavirus 

des Landes Schleswig-Holstein 
Vom 12. Juni 2020

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-18

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28, 
29, 30 Absatz 1 Satz 2 und 31 des Infektionsschutz-
gesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes 
vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018), verordnet die 
Landesregierung: 

§ 1 
Absonderung für Ein- und Rückreisende; 

Beobachtung

(1) Personen, die auf dem Land-, See-, oder Luftweg 
aus dem Ausland nach Schleswig-Holstein einreisen 
und sich zu einem beliebigen Zeitpunkt innerhalb von 
14 Tagen vor Einreise in einem Risikogebiet nach 
Absatz 4 aufgehalten haben, sind verpflichtet, sich 
unverzüglich nach der Einreise auf direktem Weg in 
die eigene Häuslichkeit oder eine andere geeignete 
Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum 
von 14 Tagen nach ihrer Einreise ständig dort abzu-
sondern; dies gilt auch für Personen, die zunächst 
in ein anderes Land der Bundesrepublik Deutschland 
eingereist sind. Den in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Personen ist es in diesem Zeitraum nicht gestattet, 
Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem 
Hausstand angehören.

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind 
verpflichtet, unverzüglich das Gesundheitsamt des 
Kreises oder der kreisfreien Stadt, in der die eigene 
Häuslichkeit oder andere geeignete Unterkunft nach 
Absatz 1 Satz 1 belegen ist (zuständige kommunale 
Gesundheitsbehörde), zu kontaktieren und auf das 

Vorliegen der Umstände nach Absatz 1 hinzuweisen. 
Die in Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind ferner 
verpflichtet, beim Auftreten von Symptomen, die auf 
eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür 
jeweils aktuellen Kriterien des Robert Koch-Instituts 
hinweisen, die zuständige kommunale Gesundheits-
behörde hierüber unverzüglich zu informieren.

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die 
von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen der Beob-
achtung durch die zuständige kommunale Gesund-
heitsbehörde.

(4) Risikogebiet im Sinne des Absatz 1 ist ein Staat 
oder eine Region außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, für welche zum Zeitpunkt der Einreise 
in die Bundesrepublik Deutschland ein erhöhtes Ri-
siko für eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 besteht. Die Einstufung als Risikogebiet er-
folgt durch das Bundesministerium für Gesundheit, 
das Auswärtige Amt und das Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat und wird durch das 
Robert Koch-Institut veröffentlicht. 

§ 2  
Ausnahmen 

(1) Von § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Per-
sonen, die 

1.	nur zur Durchreise nach Schleswig-Holstein ein-
reisen; diese haben das Gebiet des Landes auf 
direktem Weg zu verlassen;
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2.	beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, 
Waren und Güter auf der Straße, der Schiene, per 
Schiff oder per Flugzeug transportieren;

3.	sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-, Bahn-, 
oder Busverkehrsunternehmen oder als Besatzung 
von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und Bussen 
außerhalb des Bundesgebiets aufgehalten haben;

4.	 täglich oder für bis zu 48 Stunden zwingend 
notwendig und unaufschiebbar beruflich oder 
medizinisch veranlasst nach Schleswig-Holstein 
einreisen;

5.	sich weniger als 48 Stunden im Ausland aufge-
halten haben.

(2) Von § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Per-
sonen, die über ein ärztliches Zeugnis in deutscher 
oder in englischer Sprache verfügen, welches be-
stätigt, dass keine Anhaltspunkte für das Vorliegen 
einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
vorhanden sind, und dieses der zuständigen kom-
munalen Gesundheitsbehörde auf Verlangen unver-
züglich vorlegen. Das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 
muss sich auf eine molekularbiologische Testung auf 
das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 stützen, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem sonstigen durch das 
Robert Koch-Institut veröffentlichten Staat durchge-
führt worden ist; erfolgt die Testung vor der Einreise, 
dürfen zwischen Test und Einreise nicht mehr als 
48 Stunden verstrichen sein. Das ärztliche Zeugnis 
nach Satz 1 ist für mindestens 14 Tage nach Einreise 
aufzubewahren.

(3) In begründeten Fällen können durch die zustän-
dige kommunale Gesundheitsbehörde Befreiungen 
zugelassen werden, sofern dies unter Abwägung 
aller betroffenen Belange vertretbar ist.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nur, soweit die dort 
bezeichneten Personen keine Symptome aufweisen, 
die auf eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der 
dafür jeweils aktuellen Kriterien des Robert-Koch-
Instituts hinweisen. Treten binnen 14 Tagen nach 

Einreise Symptome auf, die auf eine Erkrankung mit 
COVID-19 im Sinne der dafür jeweils aktuellen Kri-
terien des Robert Koch-Instituts hinweisen, haben 
die Personen nach Absatz 1 bis 3 unverzüglich die 
zuständige kommunale Gesundheitsbehörde hierüber 
zu informieren.

§ 3 
Bußgeldvorschrift

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Num-
mer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig

1.	sich entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht ständig 
absondert,

2.	sich entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht auf di-
rektem Weg in die eigene Häuslichkeit oder eine 
andere geeignete Unterkunft begibt,

3.	entgegen § 1 Absatz 1 Satz 2 Besuch empfängt,

4.	entgegen § 1 Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 die 
zuständige Behörde nicht oder nicht unverzüglich 
kontaktiert oder informiert,

5.	entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 1 Halbsatz 2 das 
Land nicht auf direktem Weg verlässt, oder

6.	entgegen § 2 Absatz 4 Satz 2 die zuständige 
Behörde nicht oder nicht unverzüglich informiert.

§ 4 
Weitergeltung des Infektionsschutzgesetzes

Die Regelungen des Infektionsschutzgesetzes blei-
ben im Übrigen unberührt.

§ 5 
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 15. Juni 2020 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung zu Quarantänemaß-
nahmen für Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung 
des Coronavirus des Landes Schleswig-Holstein vom 
16. Mai 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 289)*) außer 
Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 28. Juni 
2020 außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 12. Juni 2020
D a n i e l  G ü n t h e r

Ministerpräsident

	 D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k	 D r.  H e i n e r  G a r g
	 Ministerin 	 Minister
	 für Inneres, ländliche Räume, Integration	 für Soziales, Gesundheit, Jugend,
	 und Gleichstellung	 Familie und Senioren

*)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-16
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Hinweis der Schriftleitung:

Unverzügliche Bekanntmachung der nachstehenden Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 
Satz 2 und 3 i.V.m. § 60 Absatz 1 LVwG

Die Ersatzverkündung dieser Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 Satz 1 LVwG ist am 19. Juni 2020 
durch Veröffentlichung auf der Webseite der Landesregierung durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Jugend, Familie und Senioren unter https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus

Landesverordnung  
zur Änderung der Corona-Bekämpfungsverordnung*)

Vom 19. Juni 2020 
Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 
Absatz 1 Satz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes 
vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1018), verordnet die Landesregierung: 

Artikel 1 
Änderung der Corona-Bekämpfungsverordnung

Die Corona-Bekämpfungsverordnung vom 5. Juni 
2020, ersatzverkündet am 5. Juni 2020 auf der Internet-
seite https://schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/ 
Coronavirus/Erlasse/Landesverordnung_Corona.html, 
wird wie folgt geändert: 

§ 18 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Bei Reiseverkehren zu touristischen Zwecken 
gilt das Abstandsgebot nach § 2 Absatz 1 nicht. 
Kunden haben im Innenbereich des Verkehrsmittels 
nach Maßgabe von § 2 Absatz 5 eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen. Der Betreiber erstellt nach 
Maßgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept und 
erhebt nach Maßgabe von § 4 Absatz 2 die Kon-
taktdaten der Kunden. Reiseverkehre, die Schleswig-
Holstein nur durchqueren und bei denen die Kunden 
das Verkehrsmittel nicht verlassen, werden von die-
ser Verordnung nicht erfasst.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 19. Juni 2020

	 D a n i e l  G ü n t h e r	 D r.  H e i n e r  G a r g
	 Ministerpräsident 	 Minister 
		  für Soziales, Gesundheit, Jugend, 
		  Familie und Senioren

*)	 Ändert LVO vom 5. Juni 2020, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-17



356	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 2. Juli 2020	 Nr. 11



Nr. 11	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 2. Juli 2020	 357



358	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 2. Juli 2020	 Nr. 11

Herausgeber und Verleger:

Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung 
des Landes Schleswig-Holstein, Postfach 71 25, 24171 Kiel, 
Tel. (0431) 9 88-0.

Bezugsbedingungen:

Fortlaufender Bezug und Einzelverkauf nur bei der Firma Schmidt & Klaunig, 
Ringstraße 19, 24114 Kiel; Tel. (0431) 6 60 64-0, Telefax (0431) 6 60 64-24, 
e-mail: info@schmidt-klaunig.de; 
Abbestellungen müssen bis spätestens einen Monat vor Ablauf des Halbjahres dort 
vorliegen.

Bezugspreis:

Halbj. 44,00 e

Einzelne Ausgaben: 
Für die ersten 8 Seiten 1,80 e, für je weitere angefangene 
16 Seiten 1,10 e zuzüglich Versandkosten. 
Für ggf. beigefügte großformatige Karten werden zuzüglich 
zu dem seitenabhängigen Preis 2,30 e erhoben.
Lieferung nur nach schriftlicher oder Telefax-Bestellung bzw. per E-mail oder 
durch Abholung.

Preis dieser Ausgabe: 
1,80 e zuzüglich Versandkosten.

Schmidt & Klaunig, Kiel 1.500

M
in

is
te

riu
m

 f
ür

 In
ne

re
s,

 lä
nd

lic
he

 R
äu

m
e,

 In
te

gr
at

io
n 

un
d 

G
le

ic
hs

te
llu

ng
 

de
s 

La
nd

es
 S

ch
le

sw
ig

-H
ol

st
ei

n 
Po

st
fa

ch
 7

1
 2

5
 ·

 2
41

71
 K

ie
l

Po
st

ve
rt

rie
bs

st
üc

k 
· 

C
 3

2
3
2
 A

 
D

eu
ts

ch
e 

Po
st

 A
G

 ·
 E

nt
ge

lt
 b

ez
ah

lt

Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


